
(2) Der Haushaltsplan des Bundes wird vor Beginn eines Haus­
haltsjahres durch Gesetz beschlossen.

(3) Im Haushaltsplan sind alle Einnnahmen und Ausgaben des 
Bundes aufzunehmen. Bei Staatsunternehmen brauchen nur die 
Zuführungen oder die Ablieferungen eingestellt zu werden.

(4) Der Haushaltsplan ist in Einnnahmen und Ausgaben auszu­
gleichen.

(5) Die Gesetzesvorlage nach Absatz 2 sowie Vorlagen zur Ände­
rung des Haushaltsgesetzes und des Haushaltsplanes werden 
gleichzeitig mit der Zuleitung an die Länderkammer bei der 
Volkskammer eingebracht; die Länderkammer ist berechtigt, in­
nerhalb von sechs Wochen, bei Änderungsvorlagen innerhalb 
von drei Wochen, zu den Vorlagen Stellung zu nehmen.

Artikel 121

(1) Ist bis zum Schluß des Rechnungsjahres der Haushaltsplan 
für das folgende Jahr nicht durch Gesetz festgestellt, so ist bis 
zu seinem Inkrafttreten die Regierung ermächtigt, alle Ausga­
ben zu leisten, die nötig sind,
a) um gesetzlich bestehende Einrichtungen zu erhalten und ge­

setzlich beschlossene Maßnahmen durchzuführen,
b) um die rechtlich begründeten Verpflichtungen zu erfüllen,
c) um Bauten, Beschaffungen und sonstige Leistungen fortzu­

setzen oder Beihilfen für diese Zwecke weiter zu gewähren, 
sofern durch den Haushaltsplan des Vorjahres bereits Beträ­
ge bewilligt worden sind.

(2) Soweit nicht auf besonderem Gesetz beruhende Einnahmen 
aus Steuern und sonstigen Abgaben die Ausgaben unter Absatz 
1 decken, darf die Regierung die zur Aufrechterhaltung der Wirt­
schaftsführung erforderlichen Mittel bis zur Höhe eines Viertels 
der Kreditaufnahme des abgelaufenen Haushaltsjahres im We­
ge des Kredits flüssig machen.

Artikel 122

Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben bedürfen der
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